
Bundessozialgericht

lm Namen des Volkes

12 RK 26/83 \
_Urten\

\

in dem Rechtäsheü

\ \

\‘ \
1

€
\Kläger und Revisionskläger,

Prozeßbevollmächtigter‘:

.....OD‘OOOQ“OOOOOOOCOOO

0000000000 O...

3 e g e n

......0.0.0.0.........iooooooooolcqoooococo-

Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der 12. Senat des Bundessozialgerithts hat ohne mündliche

Verhandlung am 15. Mai 198” in Berlin
\ l

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Sozial—

\
gerichts Berlin vom 25. März 1983}wird zurückgewiesen.

\
\

Außergerichtliche Kosten des Revi$ionsverfahrens sind

nicht zu erstatten.
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G r ü n d e

Die Beteiligten streiten darüber, ob der Kläger berechtigt ist,

gemäß 5 10 Abs 1 des Gesetzes zur Regelung der Wiedergutmachung

nationalsozialistischen Unrechts in der Sozialversicherung

(WGSVG) Beiträge auch für Zeiten nachzuentrichten, die als Be—

schäftigungszeiten gemäß 5 16 Fremdrentengesetz (FRG) anerkannt

sind.

Der 1947 von Rumänien nach Israel ausgewanderte Kläger ist Ver-

folgter im Sinne des Bundesentschädigungsgesetzes (EEG) und steht

einem anerkannten Vertriebenen im Sinne des Bundesvertriebenen-

gesetzes (BVFG) gleich. Am 19. Dezember 1975 stellte er Antrag

auf Nachentrichtung von Beiträgen gemäß 5 10 WGSVGund Art 2

5 49a Abs 2 des Angestelltenversicherungs-Neuregelungsgesetzes

(AnVNG). Mit Schreiben vom 6. März 1979 teilte ihm die Beklagte

über seinen damaligen Bevollmächtigten informatorisch mit, daß er

nach $ 10 WGSVGBeiträge für die Monate Februar 1937, Dezember

1939, Juni und Dezember 1940, April 1944 bis Dezember 1944, Ja-

nuar 1947 bis November 1947, Januar 1948 bis August 1965 und

Juni 1941 nachentrichten könne. Mit einem weiteren Schreiben vom

3. April 1979 unterrichtete sie den Bevollmächtigten über die

nach dem FRG anrechenbaren Zeiten (Beitragszeiten, Beschäfti—

gungszeiten und Ersatzzeiten) zwischen August 1932 und Dezember

1947, die auch den Zeitraum vom 1. April 1939 bis 30. Juni 1940

als Beschäftigungszeit gemäß 5 16 FRG mit dem Zusatz "5/6-ge-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


kürzt" enthalten.

Unter Hinweis auf die nunmehr anerkannten weiteren Beitrags- und

Ersatzzeiten konkretisierte der Bevollmächtigte des Klägers mit

Schreiben vom 6. August 1979 das Nachentrichtungsbegehren mit

60 Beiträgen der Klasse 600 für die
Eei€

von Januar 1950 bis De—

zember 195M nach 5 10 WGSVGund 108 Beiträgen
der Klasse 100 für

die Zeit von Januar 1965 bis Dezember
1973

nach 5 10 WGSVGbzw

nach "Maßgabe des RRG". Dem entsprach
die

Beklagte mit Bescheiden

vom 15. August 1979.

Mit Bescheid vom 25. Juni 1980
bewilligte

die Beklagte dem Klä—

ger ab 1. Januar 1976 das
Altersruhegeld

wegen Vollendung des

65. Lebensjahres, wobei die vorgenahntejBeschäftigungszeit gemäß

5 16 PRO auf 5/6 gekürzt mit 13 Monaten‘im Versicherungsverlauf
\

berücksichtigt wurde.

Am 13. Mai 1982 beantragte der
Kläger die

erneute Nachentrich—

tung von Beiträgen nach 5 10 WGSVG fürdie bisher als beitrags—

lose Beschäftigungszeit gemäß 5 16 FRG berücksichtigte Zeit und

wies hierbei auf das Urteil des erkennénden Senats vom 1U. Mai

1981 — 12 RK 73/79 - hin. Diesen Antra lehnte die Beklagte mit

Bescheid vom 27. August 1982 ab:
Das

Nachentrichtungsverfahren

sei bereits mit dem Bescheid vom 15. August 1979, also vor

Verkündung des BSG-Urteils vom 1M.|Mai 1981, abgeschlossen

gewesen. Der damalige Bescheid seiäzu Recht ergangen. Der

Widerspruch des Klägers blieb erfolgläs (Widerspruchsbescheid vom

19. Oktober 1982).

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


Das Sozialgericht (SG) Berlin hat die Klage abgewiesen (Urteil

vom 25. März 1983) und zur Begründung im wesentlichen ausge—

führt: Bei dem Nachentrichtungsbescheid vom 15. August 1979

handele es sich, soweit er die Nachentrichtung auch für die gemäß

5 16 FRG anerkannten Beschäftigungszeiten nicht zulasse, um einen

nicht begünstigenden Verwaltungsakt im Sinne des 5 AA Abs 2 des

Zehnten Buches des Sozialgesetzbuches - Verwaltungsverfahren -

(SGB X). Er sei im Zeitpunkt seines Erlasses nicht unrichtig ge—

wesen, so daß die Voraussetzungen dieser Vorschrift für seine

Rücknahme nicht gegeben seien. Die Auslegung des 5 10 Abs 1

Satz 1 WGSVGdurch die Beklagte dahingehend, Beschäftigungszeiten

nach 5 16 FRG den mit Beiträgen belegten Zeiten gleichzustellen,

sei im Hinblick auf den Gesetzeswortlaut durchaus vertretbar ge—

wesen. Das Urteil des Bundessozialgerichts (BSG) vom 1U. Mai

1981 mache den Bescheid vom 15. August 1979 hinsichtlich der

Nichtzulassung der Nachentrichtung auch für die Beschäftigungs—

zeiten nicht zu einem rechtswidrigen Verwaltungsakt. Daß im Falle

des 5 MM SGB X bereits ein einziges Urteil des BSG den Versiche—

rungsträger verpflichten solle, einen bei Erlaß nicht rechtswi-

drigen Bescheid mit Wirkung für die Zukunft (und im Ermessensweg

auch für die Vergangenheit) zurückzunehmen, lasse sich dieser

Vorschrift nicht entnehmen. Das Urteil des BSG sei auch nicht

überzeugend, weil durch die Zulassung der Nachentrichtung auch

für gemäß 5 16 FRG berücksichtigte Beschäftigungszeiten eine un-

gleiche (bevorzugte) Behandlung gegenüber den Verfolgten mit an-

rechnungsfähigen Beitragszeiten erfolge. Der Klageanspruch lasse

sich auch nicht aus der Rechtsprechung des BSG zum sozialrecht-

lichen Herstellungsanspruch herleiten, denn von einem rechtswi—
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drigen Verhalten der Beklagten könne keine Rede sein.

1
Mit der - vom SG im Urteil zugelassenen + Sprungrevision vertritt

der Kläger die Auffassung, daß die Beklagte verpflichtet sei, ihm

im Wege des Herstellungsanspruches die
N chentrichtung von Bei-

trägen gemäß 5 10 Abs 1 WGSVG für
die

Zedt vom 1. April 1939 bis

30. Juni 19H0 zu gestatten. Mit dem Schäeiben vom 10. Januar

1980 (gemeint ist offensichtlich dastc@reiben vom 6. März 1979)

habe ihn die Beklagte falsch beraten und ihm eine falsche Aus-

kunft erteilt, so daß sie nunmehr den
Sdhaden wiedergutzumachen

habe. Für die Unrichtigkeit einer Information reiche es aus, daß

sie aus gegenwärtiger Sicht falsch gewesen sei. Der Leistungs-

träger habe für die Richtigkeit der Rechtsauskunft auch dann

einzutreten, wenn er sie zu einer
objektiv

ungeklärten Rechts-

frage erteilt habe. Der Nachentrichtungsbescheid vom 15. August

1979 sei im Zeitpunkt seines Erlasses rechtswidrig gewesen, da

die Beklagte das Recht unrichtig
anéewaLdt

habe. Die Voraus-

setzungen für die Herstellung seien daher gegeben. Das SG weiche

zu Unrecht von dem Urteil des BSG vom
1}.

Mai 1981 ab. Entgegen

der Auffassung des SG finde eine Ungleichbehandlung der Verfolg-

ten oder sonstiger Versicherter nicht statt. Zwischen den Bei—

tragszeiten nach 5 15 FRG und den Besc äftigungszeiten nach 5 16

FRG liege ein erheblicher Unterschiéd.

Der Kläger beantragt,

das Urteil des SG aufzuheben und die Beklagte unter

Aufhebung des Bescheides vom
2f. August 1982 in
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der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 19. Oktober

1982 zu verurteilen, den Nachentrichtungsbescheid vom

15. August 1979 im Wege des sozialrechtlichen Her-

stellungsanspruchs dahingehend zu ergänzen, daß ihm

die Nachentrichtung von Beiträgen gemäß 5 10 WGSVG für

die Zeit vom April 1939 bis Juni 1940 gestattet wird.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Nach ihrer Auffassung sind die Voraussetzungen für einen sozial-

rechtlichen Herstellungsanspruch nicht gegeben.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung durch Urteil

ohne mündliche Verhandlung einverstanden erklärt (S 12“ Abs 2 des

Sozialgerichtsgesetzes -SGG-).

II

Die Revision des Klägers ist unbegründet. Die Beklagte ist nicht

verpflichtet, dem Kläger die Nachentrichtung von Beiträgen gemäß

5 10 WGSVGüber den bindenden Bescheid vom 15. August 1979 hin-

aus auch für den Zeitraum vom 1. April 1939 bis 30. Juni 19H0

zu gestatten.

Das SG hat im Ergebnis zutreffend die Anwendbarkeit des 5 HA
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SGB X verneint. Dies hat der Kläger mit seiner Revision auch
1 \

nicht beanstandet.

Zu Recht hat das SG im Ergebnis auch(die‘Voraussetzungen für

einen sozialrechtlichen
Herstellungsanspfuch verneint. Als An—

spruchsgrundlage könnte ein
Auskunftsfemler

der Beklagten in Be-

tracht kommen, der darin liegt, daß Siejin der informatorischen

Mitteilung vom 6. März 1979 die Zeiten‚‘die sie nachfolgend als

Beschäftigungszeiten nach 5 16 FRG
aherkannte,

nicht in die

nachentrichtungsfähigen Zeiträume
mit einbezogen

hatte. Dies

entsprach zwar der damaligen Rechtsauffassung der Beklagten, daß

Beschäftigungszeiten nach 5 16 FRG in gleicher Weise wie mit

Beiträgen belegte Zeiten - weil diesen gleichgestellt - eine auf

sie bezogene Nachentrichtung
ausschlössén.

Aufgrund der in den

Urteilen des Senats vom 23. September
1980

- 12 RK 28/79 - und

14. Mai 1981 - 12 RK 73/79 - (SozR 5070'5 8 Nr 3 und 5 10 Nr 16)

erfolgten Korrektur der von der
Bekäagden

vertretenen Rechtsauf-

fassung war das
Informationsschreiben

der Beklagten vom 6. März

1
1979 als von Anfang an objektiv unrdchtig anzusehen. Eine solche

\
falsche Information kann zwar

einenHeÄstellungsanspruch
auslösen

(BSGE U9, 76). Dies ist hier jedoc@ nicht der Fall, weil keine

hinreichende Wahrscheinlichkeit daäür
esteht, daß es für die

unterlassene Nachentrichtung
ursächlich

geworden war. Der so—

zialrechtliche
Herstellungsanspruch setzt

einen ursächlichen Zu-

sammenhang des geltend gemachten rechtlichen Nachteils mit dem

der Beklagten angelasteten Fehlverhalten voraus. An einem solchen

Zusammenhang fehlt es, wenn der behauptete Nachteil (hier die

unterlassene Nachentrichtung für die Heschäftigungszeiten nach
1 1
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-8-

5 16 FRG) auch dann eingetreten wäre, wenn sich Beklagte richtig

verhalten hätte, die genannten Zeiten also in dem Informations-

schreiben vom 6. März 1979 ebenfalls als nachentrichtungsfähig

bezeichnet hätte. Dieses Schreiben hätte dann für den Zeitrahmen

von Februar 1937 bis August 1965 nicht wie geschehen 237 Kalen-

dermonate, sondern 13 Kalendermonate mehr als nach 5 10 WGSVG

nachentrichtungsfähig ausgewiesen. Da der von einem sachkundigen

Bevollmächtigten (Dr. ) vertretene Kläger den ihm auch

schon nach dem unvollständigen Schreiben vom 6. März 1979

offenstehenden Belegungszeitraum von 237 Kalendermonaten nur mit

68 Kalendermonaten (Januar 1950 bis August 1965) belegte und da-

bei alle ihm als belegungsfähig mitgeteilten Zeiten vor dem

1. Januar 1950 (insgesamt "9 Kalendermonate) ungenutzt ließ,

kann nicht angenommen werden, daß er gerade die als Beschäfti-

gungszeiten anerkannten und damit seinem Versicherungsverlauf

zugerechneten 13 Kalendermonate mit Nachentrichtungsbeiträgen

belegt hätte, wenn er ihre Belegungsfähigkeit gekannt hätte.
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Der Revision des Klägers muß sonach der Erfolg versagt bleiben.

\ \

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 „93 ?GG.
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